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1 Rechtskraft und Geltungsbereich 
 
1.1 Rechtskraft 
 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan/Vorhaben- und Erschließungsplan „Windfeld 
Basedow II – Weinberg“ (VBP/VEP) in seiner ursprünglichen Fassung ist seit dem 
01.10.1998 rechtskräftig. 
 
Die 1. Änderung des VBP/VEP ist seit dem 15.07.1999 rechtskräftig und die 2. Änderung seit 
dem 15.08.2001. 
 
Von der Aufhebung des Ursprungsbebauungsplanes, in der Fassung der 2. Änderung des 
VEP wird die 1. Änderung erfasst. Somit entfällt bei Rechtswirksamkeit der Satzung über die 
Aufhebung des VEP die Geschäftsgrundlage für alle genannten Bauleitpläne. 
 
 
1.2 Lage und Größe des Geltungsbereiches 
 
Der räumliche Geltungsbereich des VBP/VEP befindet sich in der Stadt Prenzlau, im Ortsteil 
Klinkow mit dem dazugehörigen Gemeindeteil Basedow. Der Geltungsbereich befindet sich 
westlich der Ortslage Klinkow und nordöstlich der Ortslage Basedow auf derzeit 
landwirtschaftlich genutzten Flächen. 
 
Das Plangebiet umfasst folgende Flurstücke: 

 Flurstücke 7, 8, 9/1, 9/2, 16/1, 16/2, 17, 26/2, 26/5, Flur 1, Gemarkung Basedow ـ

 Flurstücke 3, 5, 6/1, 6/2, 6/5, 6/6, 6/7, 6/8, 6/9, 7/2, Flur 1, Gemarkung Klinkow ـ
 
Der Geltungsbereich hat eine Größe von ca. 50,6 ha. 
 
 
1.3 gegenwärtige Nutzung im Plangebiet 
 
Die Flächen des Plangebietes stellen sich derzeit als Windpark dar. Im Plangebiet befinden 
sich aktuell 7 Windkraftanlagen, die zur Erzeugung von Strom aus Windenergie genutzt 
werden. Die übrigen Flächen werden landwirtschaftlich genutzt. 
 
 
2 allgemeine Rechtsgrundlagen; rechtliche Anforderungen an ein Aufhebungs-

verfahren 
 
Das Baugesetzbuch (BauGB) verpflichtet die Gemeinden, Bauleitpläne aufzustellen, um eine 
geordnete städtebauliche Entwicklung und eine dem Wohl der Allgemeinheit entsprechende 
sozialgerechte Bodennutzung zu gewährleisten. 
 
Sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist, sind 
für begrenzte Gebiete innerhalb der Gemeinden Bebauungspläne zu entwickeln. Die 
Bebauungspläne treffen als Ortssatzungen die rechtsverbindlichen Festsetzungen für die 
bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke und bilden die Grundlage für weitere zum 
Vollzug des Baugesetzbuches erforderliche Maßnahmen. Die Aufhebung kann nicht durch 
einfachen Beschluss erfolgen, sondern muss auch als Planverfahren durchgeführt und als 
Satzung beschlossen werden. 
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Die Vorschriften des Baugesetzbuches zur Aufstellung von Bebauungsplänen gelten nach 
§ 1 Abs. 8 BauGB auch für ihre Änderung, Ergänzung und Aufhebung. Bei einer 
Planaufhebung kann jedoch weder das vereinfachte Verfahren gemäß § 13 BauGB (s. § 13 
Abs. 1 BauGB) noch das beschleunigte Verfahren nach § 13 a BauGB (s. § 13a Abs. 4 
BauGB) Anwendung finden. 
 
Auch bei Aufhebungsverfahren ist eine Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB 
durchzuführen und ein Umweltbericht gem. § 2 a BauGB zu erstellen. Der Umweltbericht 
bildet einen gesonderten Teil der Begründung. 
 
 
3 damaliger Anlass, Ziele und Zweck des aufzuhebenden Bebauungsplanes 
 
Der ursprüngliche rechtskräftige VBP/VEP wurde aufgestellt, um die Errichtung und den 
Betrieb von 5 Windkraftanlagen planungsrechtlich zu ermöglichen. 
 
Die 1. Änderung des VBP/VEP diente dazu, eine weitere Windkraftanlage zwischen den 
bereits bestehenden Anlagen 4 und 5 errichten zu können.  
 
Mit dieser weiteren Anlage sollte die Wirtschaftlichkeit des Windparks verbessert werden, da 
eine Reihe von Kosten spezifisch verringert werden konnten. Dazu zählten z.B. die 
Ausgaben für die notwendige Kabeltrasse, die Anbindungskosten am Umspannwerk sowie 
die Ausgaben für die laufende Betriebsführung des Windparks. 
 
Darüber hinaus wurden die von der Gemeinde Klinkow für Windkraftanlagen ausgewiesenen 
Flächen und die örtlichen Gegebenheiten besser genutzt. 
 
Mit der 2. Änderung des VBP/VEP wurde die Errichtung einer 7. Windkraftanlage im 
Plangebiet planungsrechtlich ermöglicht. 
 
Diese Änderung erfolgte, um die im Gemeindegebiet Klinkow zur Verfügung stehende 
Fläche optimal zu nutzen, ohne die bereits gebauten Windkraftanlagen über Gebühr 
abzuschatten. 
 
 
4 Ziel der Aufhebung des Bebauungsplanes 
 
Im Gebiet des vorliegenden VBP/VEP befinden sich derzeit 7 Windenergieanlagen des Typs 
Enercon E-44 mit einer installierten Leistung von 7 x 600 kW. Diese Windenergieanlagen 
wurden in den Jahren 2000, 2001 und 2002 errichtet und sind damit mittlerweile mehr als 
zehn Jahre alt. 
 
Auf Grund der weiterentwickelten Anlagentechnik, den Zielen der Landesregierung und den 
Bestimmungen des Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) ist ein Repowering von 
Windenergieanlagen in der Regel energetisch sinnvoll. Die Nennleistung derzeit gängiger 
Anlagentypen für Binnenlandstandorte beträgt 3 MW und mehr. Diese Windenergieanlagen 
besitzen Nabenhöhen von bis zu 149 m und Spitzenhöhen von bis zu 200 m über 
Geländeoberkante. Auf Grund der unter 2.1. festgesetzten Höhenbeschränkung des 
VBP/VEP konnten bisher nur Windenergieanlagen mit einer maximalen Nabenhöhe von 
65,2 m und einer maximalen Spitzenhöhe von 87,2 m über Oberkante Gelände errichtet 
werden. 
 



Stadt Prenzlau Aufhebung vorhabenbezogener Bebauungsplan/ 
Am Steintor 4 Vorhaben- und Erschließungsplan 
17291 Prenzlau „Windfeld Basedow II – Weinberg“ 
 Teil 1: Begründung 08/2013 
 

 
BÜRO KNOBLICH, ERKNER Seite 5 

Ein sinnvolles Repowering ist daher an diesem Standort aufgrund planungsrechtlicher 
Festsetzungen nicht möglich. Erst die Aufhebung der bereits festgesetzten 
Höhenbeschränkung führt zu einem energetisch sinnvollen Repowering. 
Mit der Aufhebung des VBP/VEP wird eine langfristige Lösung erreicht, die eine Errichtung 
von großen Anlagen für die Zukunft absichert. 
 
Durch die Aufhebung des VBP/VEP ist eine wesentlich freiere Entwicklung der 
Windkraftanlagen im Plangebiet gegeben unter Wahrung der Chancengleichheit aller im 
Teilplan Wind befindlichen Grundstücke. Unter Berücksichtigung der Flächenausweisungen 
von Eignungsgebieten für Windenergienutzung des wirksamen Teilplans „Windnutzung, 
Rohstoffsicherung und -gewinnung“, Uckermark-Barnim aus dem Jahr 2004, ist für die 
zukünftige Entwicklung des Plangebietes als Fläche zur Nutzung von Windenergie der 
Handlungsspielraum vorgegeben. 
 
Für einige Grundstücke im Plangebiet wurden Verträge bzw. Grunddienstbarkeiten 
geschlossen, die eine Übernahme von Abstandsflächen der WKA verhindern. Laufen diese 
Verträge zukünftig aus und werden nicht erneut geschlossen, ergeben sich zusätzliche 
Möglichkeiten für die Errichtung von unterschiedlichsten Anlagentypen im Plangebiet. 
Die Steuerung der Anlagenstandorte und Größen erfolgt dann ausschließlich über das 
durchzuführende Verfahren nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz. 
 
Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB haben die Gemeinden die Bauleitpläne aufzustellen, sobald und 
soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Diese 
städtebauliche Begründung ist hier nicht mehr gegeben, weshalb die Aufhebung des 
Bebauungsplanes durchgeführt wird. 
 
 
5 übergeordnete Planungen 
 
5.1 Landesentwicklungsprogramm 2007 Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg 
 
Im Landesentwicklungsprogramm wird die wachsende Bedeutung der ländlichen Räume für 
die Erzeugung regenerativer Energien betont. In diesem Zusammenhang formuliert § 2 Abs. 
3 des Landesentwicklungsprogramm (LEPRO 2007) als Grundsatz, dass in den ländlichen 
Räumen in Ergänzung zu den traditionellen auch neue Wirtschaftsfelder erschlossen und 
weiterentwickelt werden sollen. Insbesondere im Technologienbereich der Energien sollen 
dabei technologische Innovationen und daran anknüpfende Produktionspotenziale 
vorangetrieben werden. 
 
 
5.2 Regionalplan Uckermark-Barnim Sachlicher Teilplan "Windnutzung, Rohstoff-

sicherung und –gewinnung" 
 
Das Plangebiet liegt gemäß Regionalplan Uckermark-Barnim, Teilplan Windnutzung, 
Rohstoffsicherung und -gewinnung innerhalb eines Eignungsgebietes Windnutzung. 
 
Gemäß Ziel 1.1 (Regionalplan Uckermark-Barnim, Teilplan Windnutzung, Rohstoffsicherung 
und –gewinnung, 2004) ist zur Sicherung eines verstärkten Ausbaus der 
Windenergienutzung eine geordnete konzentrierte Errichtung von raumbedeutsamen 
Windenergieanlagen in dafür geeigneten Standortbereichen der Region zu gewährleisten. 
Raumbedeutsame Windenergieanlagen sind in den ausgewiesenen Eignungsgebieten 
Windnutzung zu lokalisieren. 
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Dem Ziel wird entsprochen, da sich das Plangebiet zum größten Teil innerhalb eines 
Eignungsgebietes befindet. Alle bisher errichteten Anlagen befinden sich im Geltungsbereich 
des Teilplanes Wind 2004. 
 
Gemäß Grundsatz 1.2 (Regionalplan Uckermark-Barnim, Teilplan Windnutzung, 
Rohstoffsicherung und –gewinnung, 2004) sollen Windenergieanlagen in ihrem 
Gesamterscheinungsbild für das Landschaftsbild in möglichst verträglicher Form und sowohl 
bei der Anordnung mehrerer Anlagenstandorte zueinander als auch bei der räumlichen 
Zuordnung der notwendigen Nebenanlagen in flächensparender Form errichtet werden. 
 
Dem Grundsatz wird entsprochen, da die bereits bestehenden Windkraftanlagen in einem 
Eignungsgebiet Windnutzung stehen und die Anlagenstandorte somit in räumlicher 
Zuordnung stehen. Wenn der VEP/VBP aufgehoben ist, werden neue Windkraftanlagen 
ebenfalls nur innerhalb der Eignungsgebiete Windnutzung und somit flächensparend und 
möglichst verträglich für das Landschaftsbild errichtet. 
 
 
5.3 Flächennutzungsplan 
 
Die Flächen des Plangebietes sind im rechtskräftigen Teilflächennutzungsplan Ortsteil 
Klinkow der Stadt Prenzlau (FNP) als Flächen für die Landwirtschaft (54,5 ha) und 
Sondergebiet Windkraft (37,6 ha) dargestellt. 
 
Der FNP beinhaltet keine Festsetzungen bzgl. der zulässigen Höhen von Windkraftanlagen. 
Die Ausführungen innerhalb der Begründung zum FNP entfalten keinen Rechtscharakter. 
Dennoch oblag es bis zum derzeitigen Zeitpunkt der Planungshoheit der Gemeinde, die im 
Rahmenplan Windenergienutzung ausgewiesenen Selbstbindungskriterien auf der Ebene 
der verbindlichen Bauleitplanung anzuwenden. 
 
Die derzeitigen Flächenausweisungen im FNP stehen dem aktuellen Interesse des 
Vorhabenträgers, vorrangig dem Repowering der WKA 5, nicht entgegen. 
 
Aus diesem Grund wird auf eine Änderung des FNP im Parallelverfahren gem. § 8 Abs. 
3 BauGB verzichtet. 
 
In der Zukunft wird der FNP im Zuge der Wirksamkeit des überarbeiteten Regionalplanes 
Wind oder anderweitiger regionalplanerischer oder städtischer Entscheidungen im 
gesonderten Verfahren angepasst. 
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6 Bearbeitungsverfahren 
 
6.1 Planungsverfahren 

Tab. 1: Verfahrensschritte für die Aufhebung des Bebauungsplans (Fortschreibung)  

Verfahrensschritte 
(in zeitlicher Reihenfolge) 

Gesetzliche Grundlage Stand des Verfahrens  

1. 
Aufhebungsbeschluss 
 

 
§ 2 Abs. 1 und Abs. 4 
BauGB 

 
Beschluss SVV vom 
25.10.2012 

2. 
ortsübliche Bekanntmachung des Aufheb-
ungsbeschlusses 
 

 
§ 2 Abs. 1 BauGB 

 
Bekanntmachung im 
Amtsblatt für die Stadt 
Prenzlau vom 14.11.2012 

3. 
frühzeitige Beteiligung der Nachbargemein-
den, Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange mit Aufforderung zur 
Äußerung auch im Hinblick auf den Umfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 
 

 
§ 4 Abs. 1 BauGB i.V.m. 
§ 2 Abs. 2 BauGB  

 
Beteiligung mit Schreiben 
vom 01.11.2012 mit 
Fristsetzung bis zum 
30.11.2012 

4. 
frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 
 

 
§ 3 Abs. 1 BauGB 

 
Öffentliche 
Bekanntmachung im 
Amtsblatt für die Stadt 
Prenzlau vom 14.11.2012 
Auslegungsfrist  26.11.2012 
bis 14.12.2012 
 

5. 
Beschluss über die Billigung und die Offen-
legung des Entwurfes der Aufhebung; 
ortsübliche Bekanntmachung des 
Offenlegungsbeschlusses 
 

 
§ 3 Abs. 2 BauGB 

 
Beschluss SVV vom 
18.04.2013 

6. 
Einholen der Stellungnahmen der 
Nachbargemeinden, Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange, 
deren Aufgabenbereich durch die Planung 
berührt werden kann, zum Planentwurf 
und der Begründung 
 

 
§ 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. 
§ 2 Abs. 2 BauGB 

 
Beteiligung mit Schreiben 
vom 18.04.2013 mit 
Fristsetzung bis zum 
24.05.2013 

7. 
Öffentliche Auslegung des Planentwurfs mit 
der Begründung und den nach 
Einschätzung 
der Stadt wesentlichen, bereits vorliegen-
den umweltbezogenen Stellungnahmen 
 

 
§ 3 Abs. 2 BauGB 

 
Öffentliche 
Bekanntmachung im 
Amtsblatt für die Stadt 
Prenzlau vom 08.05.2013 
Auslegungsfrist 21.05.2013 
bis 21.06.2013 
 

8. 
Behandlung der Anregungen und 
Bedenken der Bürger, der Stellungnahmen 
der beteiligten Behörden, Träger 
öffentlicher Belange und der benachbarten 
im Rahmen einer umfassenden Abwägung 
 

 
§ 3 Abs. 2 S. 4 i.V.m. § 
1 Abs. 7 BauGB 
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9. 
Information der Bürger, der Behörden, 
Träger öffentlicher Belange und der 
benachbarten Gemeinden über nicht 
berücksichtigte Anregungen und Bedenken 
 

 
§ 3 Abs. 2 BauGB 

 

10. 
Satzungsbeschluss 
 

 
§ 10 Abs. 1 BauGB 

 

11. 
Inkrafttreten der Satzung am Tag der 
Bekanntmachung 
 

 
§ 10 Abs. 3 BauGB 

 

 
 
7 Kosten des Verfahrens 
 
Da ein Antrag des Vorhabenträgers auf Aufhebung/Rückabwicklung des VBP/VEP vorliegt, 
trägt dieser die Kosten des Verfahrens. 
 
 
8 Hinweise 
 
Denkmalschutz 
Die allgemeinen Denkmalschutzbestimmungen sind zu beachten: Beim Auftreten noch nicht 
registrierter Bodendenkmale gilt BbgDSchG § 11, wonach entdeckte Funde (Steinsetzungen, 
Mauerwerk, Erdverfärbungen, Holzpfähle oder -bohlen, Knochen, Tonscheiben, 
Metallgegenstände u. ä.) unverzüglich der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde und 
dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologischen 
Landesmuseum anzuzeigen sind. Die Entdeckungsstätte und die Funde sind bis zum Ablauf 
einer Woche unverändert zu erhalten, damit fachgerechte Untersuchungen und Bergungen 
vorgenommen werden können. Gemäß BbgDSchG § 11 (3) kann die 
Denkmalschutzbehörde diese Frist um bis zu 2 Monate verlängern, wenn die Bergung und 
Dokumentation des Fundes dies erfordert. Besteht an der Bergung und Dokumentation des 
Fundes aufgrund seiner Bedeutung ein besonderes öffentliches Interesse, kann die Frist auf 
Verlangen der Denkmalfachbehörde um einen weiteren Monat verlängert werden. Die 
Denkmalfachbehörde ist berechtigt, den Fund zur wissenschaftlichen Bearbeitung in Besitz 
zu nehmen (BbgDSchG § 11 (4)). Der Veranlasser des Eingriffs in das Bodendenkmal hat 
die Kosten der fachgerechten Dokumentation im Rahmen des Zumutbaren zu tragen 
(BbgDSchG § 7 (3)). 
 
 
luftfahrtrechtliche Zustimmung 
Für die Errichtung von Windkraftanlagen, die eine Höhe von 100 m über Grund 
überschreiten, ist die luftrechtliche Zustimmung gemäß § 14 Abs. 1 LuftVG in jedem Falle 
zwingend erforderlich. Der zuständigen Luftfahrtbehörde sind die Planunterlagen im Rahmen 
der Genehmigungsverfahren für alle Windkraftanlagen vorzulegen. 
Der Vollständigkeit halber weist die Obere Luftfahrtbehörde bereits an dieser Stelle darauf 
hin, dass sich die Zustimmungs-/Genehmigungspflicht auch auf temporäre Hindernisse 
erstreckt. Das heißt, die Einsatzpläne von Kränen oder ähnlichen Baugeräten, die eine 
Maximalhöhe von 100 m über Grund überschreiten, sind bei der Luftfahrtbehörde 
entsprechend zur Prüfung und Genehmigung vorzulegen. 
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Das Vorhabengebiet liegt ca. 6 km westlich des Hubschrauber-Sonderlandeplatzes 
Kreiskrankenhaus Prenzlau, außerhalb von Bauschutzbereichen ziviler Flugplätze sowie 
Segelflug- und Modelfluggeländen und Schutzbereichen von zivilen Flugsicherungsanlagen. 
Gemäß § 14 LuftVG darf die für die Baugenehmigung zuständige Behörde außerhalb von 
Bauschutzbereichen der Errichtung von Bauwerken, die eine Höhe von 100 m Metern über 
Erdoberfläche überschreiten, nur mit Zustimmung der Luftfahrtbehörden genehmigen. 
Gleiches gilt sinngemäß für Bäume, Freileitungen, Masten, dämme sowie für andere 
Anlagen und Geräte. Daher ist die Gemeinsame Obere Luftfahrtbehörde Berlin-Brandenburg 
in den weiteren Genehmigungsverfahren für die Windkraftanlagen zu beteiligen. 
 
 
Grund- und Oberflächenwasser/ Grundwassermessstellen 
Neben dem hydrologischen Landesmessnetz im Grund- und Oberflächenwasserbereich sind 
mögliche Erkundungspegel sowie lokale Beobachtungsmessstellen anderer Betreiber zu 
beachten. Der Standort und die Nutzungsart sind in diesem Fall zu berücksichtigen. 
Grundsätzlich ist jeder Eigentümer eines Grundstücks gemäß § 91 des Gesetzes zur 
Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz-WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBI. I 
Nr. 51 vom 06.08.2009 S. 2585) verpflichtet, die Errichtung und den Betrieb von 
Messanlagen sowie die Durchführung von Probebohrungen und Pumpversuchen zu dulden, 
soweit dies der Ermittlung gewässerkundlicher Grundlagen dient, die für die 
Gewässerbewirtschaftung erforderlich sind. Das bedeutet, dass mit der Ausweisung und 
Abgrenzung von Planflächen diese Rechte nicht eingeschränkt werden dürfen. 
 
 
Gewässer II. Ordnung 
An der westlichen Grenze des räumlichen Geltungsbereiches verläuft ein verrohrtes 
Gewässer II. Ordnung mit der Bezeichnung 46.002. Der annähernde Verlauf des Gewässers 
ist im beigefügten Katasterauszug, Maßstab 1:15.000, dargestellt. Sollten in diesem Bereich 
Erschließungswege oder die Verlegung von Kabeltrassen geplant sein, bzw. dieses 
Gewässer in irgendeiner anderen Form betroffen sein, so ist unser Verband erneut zu 
beteiligen. 
 
 
Luftverteidigung 
Gegen die Umsetzung der Planung gibt es keine Einwände, wenn die WKA mit ihren 
dämpfungs- und verschattungswirksamen Anteilen (Turm, Gondel, Rotorblattwurzel - etwa 
unteres Drittel des Rotorblatts) nicht höher gebaut werden als 206 m über Normalnull. 
Werden die WKA mit den dämpfungs- und verschattungswirksamen Anteilen höher gebaut, 
so ragen diese in den Erfassungsbereich des Radars der Luftverteidigungsanlage CÖLPIN 
hinein. 
Bei einer ungünstigen Anordnung der WKA in der Fläche kann es dann zu einer 
Überlagerung der einzelnen Störpotenziale der WKA kommen und somit zu einer 
Beeinträchtigung der Radarerfassung, da der Grenzwert der zulässigen 
Reichweitenminderung von 3,8 % überschritten wird. 
Dies gilt es in jedem Fall zu vermeiden, daher ist zwischen den WKA ein Separationsabstand 
im Seitenwinkel von mindestens 0,3° einzuhalten. Um mehrere WKA auf der Fläche 
anzuordnen, gibt es auch die Möglichkeit der engen Staffelung. Das bedeutet, dass zwei 
WKA auf einem Radial mit einem maximalen Abstand des 3-fachen Rotordurchmessers 
errichtet werden. Dies hat den Vorteil, dass das Störpotenzial der beiden WKA in der Summe 
unwesentlich größer ist als das einer einzelnen WKA.  
Als Referenz zur Ausrichtung der Radiale und zur Ausmessung der Separationsabstände im 
Seitenwinkel dient folgende geographische Koordinate (WGS84): 013°25'59.285" Ost, 
53°30'30.221" Nord. 
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Elektroenergie (E.ON edis) 
Im dargestellten Baugebiet befinden sich Leitungen und Anlagen der E.ON edis AG. Sollte 
eine Umverlegung von Leitungen erforderlich werden, erbittet die E.ON edis AG einen 
rechtzeitigen Antrag, aus welchem die Baugrenzen ersichtlich sind. Auf dieser Grundlage 
wird die E.ON edis AG dem Antragsteller ein Angebot für die Umverlegung ihrer Anlagen 
unterbreiten. Die E.ON edis AG bittet, ihren Anlagenbestand bei der konkreten Planung zu 
berücksichtigen. Die allgemeine Zustimmung der E.ON edis AG zur Aufhebung des 
Bebauungsplanes beinhaltet keine Genehmigung zur Veränderungen/Erhöhung der 
elektrischen Einspeiseleistung. Hier sind gesonderte Antragsunterlagen an unsere 
Fachabteilung NWN in 15517 Fürstenwalde, Langewahler Straße 60 einzureichen. 
Nachfolgend möchte die E.ON edis AG allgemeine Hinweise zu Arbeiten in der Nähe und 
zum Schutz von Versorgungsanlagen zur Kenntnis geben, die bei der weiteren Planung im o. 
g. Bereich berücksichtigt werden sollen: 1. "Hinweise und Richtlinien zu Arbeiten in der Nähe 
von Kabelanlagen der E.ON edis Aktiengesellschaft" 
 
 
Elektroenergie (Stadtwerke Prenzlau) 
Im Bereich der geplanten Maßnahme befindet sich eine Freileitung Mittelspannung im 
Eigentum der Stadtwerke Prenzlau GmbH (SWP). Zu dieser Leitung ist ein Abstand von 1,5-
fache des Rotordurchmessers einzuhalten. Bei näherer Bebauung ist die Freileitung durch 
ein Erdkabel zu ersetzen. Die Kosten hierfür sind vom Investor/Betreiber zu tragen. 
Bei Verlegung von Leitungen ist zu den Anlagen ein lichter Mindestabstand von 0,4 m, bei 
20 kV Kabelverlegung von 1,0 m, bei Verlegearbeiten mit gesteuertem Rohrvortrieb von 
1,0 m und bei Errichtung von Gebäuden (Trafostationen, Geländer, Betonsockel usw.) von 
2,5 m einzuhalten. In Kreuzungsbereichen sind Kabel in einem Schutzrohr zu verlegen, der 
lichte Mindestabstand beträgt hierbei 0,2 m. Überbauungen oder sonstige Einschränkungen 
für die SWP sind mit dem Versorger abzustimmen. Es ist zu beachten, dass erdverlegte 
Leitungen nicht zwingend geradlinig sind und auf dem kürzesten Weg verlaufen. 
Bei Arbeiten in unmittelbarer Nähe von Leitungen der SWP ist die genaue Lage und der 
Verlauf der Leitungen durch fachgerechte Erkundungsmaßnahmen (Ortung, Querschläge, 
Suchschlitze, Handschachtung o.ä.) festzustellen. 
Vor Beginn der Bauausführungen ist das Bauunternehmen verpflichtet, sich nach dem 
aktuellen Verlauf der Ver- und Entsorgungsleitungen beim Versorgungsunternehmen zu 
erkundigen. 
 
 
Eingriffsregelung 
Die im Plangebiet bereits umgesetzten Kompensationsmaßnahmen sind im Sinne der 
Eingriffsregelung nach §§ 14 und 15 BNatSchG zu erhalten. Bei Beseitigung ist ein 
entsprechender Ausgleich zu erbringen. 
 
 
9 Berücksichtigung der Umweltbelange und der Ergebnisse der Beteiligung 

nach §§ 3 und 4 BauGB 
 
Die Berücksichtigung der wesentlichen Umweltbelange und der Ergebnisse der Beteiligung 
nach §§ 3 und 4 BauGB sind in der Anlage 1 der Begründung dargestellt. 
 
 
 
 
Büro Knoblich Erkner, den 05.09.2013 
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1 Berücksichtigung der Umweltbelange und der Ergebnisse der Beteiligung nach 

§§ 3 und 4 BauGB 
 
Entsprechend § 10 Abs. 4 BauGB ist dem Bebauungsplan (BP) eine zusammenfassende 
Erklärung über die Art und Weise beizufügen, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse 
der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung im Bebauungsplan berücksichtigt wurden und 
aus welchen Gründen der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden 
anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde. Im Rahmen der Beteiligung der Träger 
öffentlicher Belange wurden von folgenden Trägern wesentliche umweltbezogene Hinweise 
gegeben: 

 Landkreises Uckermark ـ

 Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz Brandenburg ـ

 Brandenburgisches Landesamt für Denkmalpflege und Archäologisches Landesmuseum ـ

 "Wasser- und Bodenverband „Uckerseen ـ
 
Folgende wesentliche Hinweise wurden während der frühzeitigen Beteiligung gegeben, die 
in den Umweltbericht bzw. den BP eingearbeitet wurden: 
 
Hinweis (Landkreis Uckermark) 
Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan sind grünordnerische Maßnahmen festgesetzt 
worden, die im Zusammenhang mit den baulichen Anlagen umgesetzt wurden. 
Die Maßnahmen sind rechtlich über die Festsetzungen des Bebauungsplans gesichert. Eine 
weitergehende Sicherung erfolgte zum damaligen Zeitpunkt erfahrungsgemäß nicht. Obwohl 
für den Eingriffsverursacher und dessen Rechtsnachfolger die Erhaltungspflicht für die Dauer 
des Eingriffs besteht (§ 15 Abs. 4 BNatSchG), ist die rechtliche Sicherung auch gegenüber 
Dritten mit der Aufhebung des Planes nicht mehr gegeben. Es ist zu prüfen, ob mit der 
Aufhebung des Bebauungsplanes eine weitergehende Sicherung der Kompensations-
maßnahmen erforderlich wird. 
Berücksichtigung 
Die im rechtskräftigen vBP/VEP festgesetzten Kompensationsmaßnahmen wurden bei den 
Anlagenzulassungen eingriffskonkret durch die zulassende Behörde festgesetzt und nach 
Kenntnisstand der Stadt auch weitestgehend umgesetzt. Eine darüberhinausgehende 
Sicherung wird durch die Aufhebung des vBP/VEP nicht erforderlich. 
 
 
Hinweis (Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz) 
Im Umweltbericht ist zu den Auswirkungen der Aufhebung ausgeführt, dass die 
Durchführung voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen hat. Änderungen an 
den vorhandenen Anlagen bzw. die Errichtung neuer Anlagen und die damit verbundenen 
Umweltauswirkungen werden im Genehmigungsverfahren nach BlmSchG geprüft. 
Hierzu wird Folgendes ausführen: 
Die Stadt kann im Bebauungsplan mit Festsetzungen die Entwicklung des Gebietes steuern 
und Anforderungen zum vorbeugenden Umweltschutz bestimmen. Festsetzungen eines 
Bebauungsplanes können die zulässigen Emissionen steuern. 
Im Genehmigungsverfahren werden ausschließlich die Bewertungskriterien der Technischen 
Anleitung zum Schutz gegen Lärm nach Nr. 3.2.1 geprüft. Die Genehmigungen sind zu 
erteilen, wenn der Richtwert nach TA Lärm durch die Gesamtbelastung aller gewerblichen 
Anlagen im Sinne der TA Lärm um weniger als Regionalabteilung Ost 1 dB(A) überschritten 
wird. Festzustellen ist, dass danach die lmmissionsrichtwerte der TA Lärm nach Nr. 6.1 
überschritten werden können. Vergleichswert soll der Beurteilungspegel zuzüglich eines 
oberen Vertrauensbereiches mit einer statistischen Sicherheit von 90% sein, der laut Erlass 
vom 31.07.2003 des MLUR für Windkraftanlagen in Brandenburg anzuwenden ist. In der 
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Bauleitplanung finden die Orientierungswerte die DIN 18005 "Schallschutz im Städtebau" 
Anwendung. Die Beurteilungspegel von gewerblichen Anlagen werden nach TA Lärm 
berechnet. Der Erlass vom 31.07.2003 des MLUR ist anzuwenden. Die Auswirkungen der 
Geräuschimmissionen durch die freiere Entwicklung der Windkraftanlagen auf Grundlage 
des § 35 (1) BauGB wurden nicht ermittelt und nicht bewertet. 
Im Umweltbericht sollten die Auswirkungen der Geräuschimmissionen infolge von 
Repowering, insbesondere unter dem Aspekt der Vorsorge gegen schädliche 
Umwelteinwirkungen durch Geräusche dargestellt werden. 
Berücksichtigung 
Dem Hinweis folgend wurde zur Aufhebung des Bebauungsplanes ein Umweltbericht erstellt 
in dem die möglichen Beeinträchtigungen durch ein zukünftiges Repowering der WKA auf 
die Schutzgüter zunächst überschlägig geprüft wurden. 
Da jedoch derzeit weder die Standorte noch die Ausgestaltung der Windkraftanlagen (Höhe, 
Länge der Rotorblätter, etc.) bekannt sind, müssen konkrete Aussagen und die Festlegung 
von Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen sowie Maßnahmen zur Überwachung 
nach übergeordnetem Recht erfolgen. Im Speziellen handelt es sich hier um das ROG 
(Landesentwicklungsplan, Regionalplan), das BauGB (insbesondere § 35 BauGB) und das 
BImSchG für die Vorhabenszulassung, bei der im konkreten Verfahren jeweils alle 
Umweltbelange zu berücksichtigen sind. 
 
 
Hinweis (Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz) 
Neben dem hydrologischen Landesmessnetz im Grund- und Oberflächenwasserbereich sind 
mögliche Erkundungspegel sowie lokale Beobachtungsmessstellen anderer Betreiber zu 
beachten. Der Standort und die Nutzungsart sind in diesem Fall zu berücksichtigen. 
Grundsätzlich ist jeder Eigentümer eines Grundstücks gemäß § 91 des Gesetzes zur 
Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz-WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBI. I 
Nr. 51 vom 06.08.2009 S. 2585) verpflichtet, die Errichtung und den Betrieb von 
Messanlagen sowie die Durchführung von Probebohrungen und Pumpversuchen zu dulden, 
soweit dies der Ermittlung gewässerkundlicher Grundlagen dient, die für die 
Gewässerbewirtschaftung erforderlich sind. Das bedeutet, dass mit der Ausweisung und 
Abgrenzung von Planflächen diese Rechte nicht eingeschränkt werden dürfen. 
Berücksichtigung 
Der Hinweis wurde in Kapitel 9 der Begründung aufgenommen. 
 
 
Hinweis (Regionale Planungsgemeinschaft Uckermark – Barnim/ Regionalvorstand 
Die vorliegenden Planungen der Stadt Prenzlau sehen die Aufhebung des Bebauungsplanes 
„Windfeld Basedow II – Weinberg“ vor. Mit dem Bebauungsplan werden derzeit Teile des im 
Regionalplan 2004 festgelegten Eignungsgebietes Windnutzung Schönermark städtebaulich 
konkretisiert. Mit der Aufhebung des Bebauungsplanes verzichtet die Stadt Prenzlau auf 
diese Ausgestaltungsmöglichkeit. Die Wirkung des regionalplanerisch festgelegten 
Eignungsgebietes Windnutzung Schönermark bleibt hiervon unberührt. 
Damit entspricht der vorgelegte Bebauungsplanentwurf den Erfordernissen der 
Raumordnung und eine Übereinstimmung zwischen der kommunalen Bauleitplanung und 
der Regionalplanung ist gewährleistet. 
Berücksichtigung 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Gründe für die erforderliche Aufhebung des Bebauungsplanes (VEP) wurden innerhalb 
der Begründung hinreichend erläutert. Ein sinnvolles Repowering ist innerhalb des 
Geltungsbereiches des bestehenden VEP aufgrund planungsrechtlicher Festsetzungen nicht 
möglich. Erst die Aufhebung der bereits festgesetzten Höhenbeschränkung führt zu einem 
energetisch sinnvollen Repowering.  
Eine Änderung des VEP wäre nicht im Sinne einer sozialgerechten Bodenordnung. Durch 
die Aufhebung des vBP/VEP ist eine freiere Entwicklung der Windkraftanlagen im 



Stadt Prenzlau  Aufhebung vorhabenbezogener Bebauungsplan/ 
Am Steintor 4  Vorhaben- und Erschließungsplan 
17291 Prenzlau  „Windfeld Basedow II – Weinberg“ 
  Anlage 1: 08/2013 
   

 
BÜRO KNOBLICH, ERKNER  Seite 4 

Plangebiet, unter Wahrung der Chancengleichheit aller im Teilplan Wind befindlichen 
Grundstücke, gegeben. 
 
 
Hinweis (Gemeinsame Obere Luftfahrtbehörde Berlin-Brandenburg) 
Für die Errichtung von Windkraftanlagen, die eine Höhe von 100 m über Grund 
überschreiten, ist die luftrechtliche Zustimmung gemäß § 14 Abs. 1 LuftVG in jedem Falle 
zwingend erforderlich. Der zuständigen Luftfahrtbehörde sind die Planunterlagen im Rahmen 
der Genehmigungsverfahren für alle Windkraftanlagen vorzulegen. 
Der Vollständigkeit halber weise ich bereits an dieser Stelle darauf hin, dass sich die 
Zustimmungs-/Genehmigungspflicht auch auf temporäre Hindernisse erstreckt. Das heißt, 
die Einsatzpläne von Kränen oder ähnlichen Baugeräten, die eine Maximalhöhe von 100 m 
über Grund überschreiten, sind bei der Luftfahrtbehörde entsprechend zur Prüfung und 
Genehmigung vorzulegen. 
Berücksichtigung 
Das Repowering bzw. die Errichtung neuer Windkraftanlagen sind nicht Bestandteil des 
Aufhebungsverfahrens. Im entsprechenden Genehmigungsverfahren nach BImSchG werden 
die erforderlichen Unterlagen für alle Windkraftanlagen eingereicht. Der Hinweis wurde 
jedoch im Hinblick auf zukünftige Planungen in Kapitel 9 der Begründung aufgenommen. 
 
 
Hinweis (Gemeinsame Obere Luftfahrtbehörde Berlin-Brandenburg) 
Zur Abklärung der militärischen Belange empfehle ich bereits in dem o. g. Verfahren, die 
militärische Luftfahrtbehörde- hier die Wehrbereichsverwaltung Ost, Postfach 11 49, 15331 
Strausberg - zu beteiligen. 
Berücksichtigung 
Dem Hinweis entsprechend wurde die Wehrbereichsverwaltung Ost nachträglich gemäß § 4 
Abs. 1 BauGB beteiligt. Die Frist zur Abgabe der Stellungnahme wurde auf 3 Wochen 
verkürzt. Bei der Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB wird die Wehrbereichsverwaltung 
jedoch erneut mit der gesetzlich vorgeschriebenen Frist zur Abgabe der Stellungnahme von 
einem Monat beteiligt. 
 
 
Hinweis (Brandenburgisches Landesamt für Denkmalpflege) 
Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass sich im Plangebiet bislang unbekannte 
Bodendenkmale befinden. Aus diesem Grund sind die allgemeinen Denkmalschutzbe-
stimmungen zu beachten: Beim Auftreten noch nicht registrierter Bodendenkmale gilt 
BbgDSchG § 11, wonach entdeckte Funde (Steinsetzungen, Mauerwerk, Erdverfärbungen, 
Holzpfähle oder -bohlen, Knochen, Tonscheiben, Metallgegenstände u. ä.) unverzüglich der 
zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde und dem Brandenburgischen Landesamt für 
Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum anzuzeigen sind. Die 
Entdeckungsstätte und die Funde sind bis zum Ablauf einer Woche unverändert zu erhalten, 
damit fachgerechte Untersuchungen und Bergungen vorgenommen werden können. Gemäß 
BbgDSchG § 11 (3) kann die Denkmalschutzbehörde diese Frist um bis zu 2 Monate 
verlängern, wenn die Bergung und Dokumentation des Fundes dies erfordert. Besteht an der 
Bergung und Dokumentation des Fundes aufgrund seiner Bedeutung ein besonderes 
öffentliches Interesse, kann die Frist auf Verlangen der Denkmalfachbehörde um einen 
weiteren Monat verlängert werden. Die Denkmalfachbehörde ist berechtigt, den Fund zur 
wissenschaftlichen Bearbeitung in Besitz zu nehmen (BbgDSchG § 11 (4)). Der Veranlasser 
des Eingriffs in das Bodendenkmal hat die Kosten der fachgerechten Dokumentation im 
Rahmen des Zumutbaren zu tragen (BbgDSchG § 7 (3)). 
Berücksichtigung 
Durch die Aufhebung des vBP/VEP kommt es zu keinen Eingriffen in den Boden. Im Hinblick 
auf zukünftig mögliche Genehmigungsverfahren nach BImSchG wird der Hinweis jedoch in 
Kapitel 9 der Begründung aufgenommen. 
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Hinweis (Wasser- und Bodenverband Uckerseen) 
An der westlichen Grenze des räumlichen Geltungsbereiches verläuft ein verrohrtes 
Gewässer II. Ordnung mit der Bezeichnung 46.002. Der annähernde Verlauf des Gewässers 
ist im beigefügten Katasterauszug, Maßstab 1:15.000, dargestellt. Sollten in diesem Bereich 
Erschließungswege oder die Verlegung von Kabeltrassen geplant sein, bzw. dieses 
Gewässer in irgendeiner anderen Form betroffen sein, so ist unser Verband erneut zu 
beteiligen. 
Berücksichtigung 
Durch die Aufhebung des rechtskräftigen vBP/VEP kommt es zu keinen Baumaßnahmen im 
Plangebiet. Der Hinweis wurde jedoch im Hinblick auf zukünftig potenziell durchgeführte 
Baumaßnahmen in Kapitel 9 der Begründung aufgenommen. 
 
 
Hinweis (Wehrbereichsverwaltung Ost) 
Gegen die Umsetzung der Planung gibt es keine Einwände, wenn die WKA mit ihren 
dämpfungs- und verschattungswirksamen Anteilen (Turm, Gondel, Rotorblattwurzel - etwa 
unteres Drittel des Rotorblatts) nicht höher gebaut werden als 206 m über Normalnull. 
Werden die WKA mit den dämpfungs- und verschattungswirksamen Anteilen höher gebaut, 
so ragen diese in den Erfassungsbereich des Radars der Luftverteidigungsanlage CÖLPIN 
hinein. 
Bei einer ungünstigen Anordnung der WKA in der Fläche kann es dann zu einer 
Überlagerung der einzelnen Störpotenziale der WKA kommen und somit zu einer 
Beeinträchtigung der Radarerfassung, da der Grenzwert der zulässigen 
Reichweitenminderung von 3,8 % überschritten wird. 
Dies gilt es in jedem Fall zu vermeiden, daher ist zwischen den WKA ein Separationsabstand 
im Seitenwinkel von mindestens 0,3° einzuhalten. Um mehrere WKA auf der Fläche 
anzuordnen, gibt es auch die Möglichkeit der engen Staffelung. Das bedeutet, dass zwei 
WKA auf einem Radial mit einem maximalen Abstand des 3-fachen Rotordurchmessers 
errichtet werden. Dies hat den Vorteil, dass das Störpotenzial der beiden WKA in der Summe 
unwesentlich größer ist als das einer einzelnen WKA.  
Als Referenz zur Ausrichtung der Radiale und zur Ausmessung der Separationsabstände im 
Seitenwinkel dient folgende geographische Koordinate (WGS84): 013°25'59.285" Ost, 
53°30'30.221" Nord. 
Berücksichtigung 
Die Aufhebung des vBP/VEP begründet keine Baumaßnahmen im Plangebiet. Der Hinweis 
wurde jedoch im Hinblick auf zukünftig potenziell durchgeführte Baumaßnahmen in Kapitel 9 
der Begründung aufgenommen. 
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Folgende Hinweise wurden nicht berücksichtigt: 
 
Hinweis (Landesbetrieb Straßenwesen) 
Die Prüfung der eingereichten Unterlage lässt keine eindeutige Standortbestimmung zu. 
Auch nach Ihrem telefonischen Hinweis konnte ich den genauen Standort der 
Windkraftanlagen nicht ermitteln. Es fehlt ein Übersichtslageplan der Windkraftanlagen mit 
dem verkehrlichen Erschließungskonzept. 
Berücksichtigung 
Auf der Planzeichnung wurde ein Übersichtslageplan ergänzt. Den Unterlagen für die 
Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB lag der rechtskräftige vBP/VEP bei. Auf diesem waren 
die Anlagenstandorte als auch die Erschließungswege eingezeichnet. Da es sich beim 
Verfahren um die Aufhebung des rechtskräftigen vBP/VEP handelt, kommt es durch das 
Verfahren zu keiner Änderung der aktuellen Situation vor Ort. Aus diesem Grund wird kein 
zusätzliches verkehrliches Erschließungskonzept erstellt. 
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Folgende wesentliche Hinweise wurden während der Beteiligung gegeben, die in den 
Umweltbericht bzw. den BP eingearbeitet wurden: 
 
Hinweis (Landkreis Uckermark) 
Unabhängig davon, dass zunächst mit der Aufhebung des Planes unmittelbar keine 
erheblichen Umweltauswirkungen verbunden sein werden, sind die mittelbaren 
Auswirkungen darzustellen. Eine Prognose der mittelbaren Auswirkungen dieser Aufhebung 
ist nur auf der Grundlage einer korrekten dem Vorhaben angemessenen Bestandsaufnahme 
nachvollziehbar möglich. Demnach ist der Verzicht auf die Bestandsaufnahme fachlich 
unkorrekt und mit den angegebenen Gründen aus Sicht der UNB unverständlich. Vielmehr 
wäre es zumutbar und verhältnismäßig an dieser Stelle aus gutachterlicher Sicht den 
derzeitigen Zustand der einschlägigen Schutzgüter bzw. die derzeitige Situation im 
Plangebiet und darüber hinaus zu erfassen und zu bewerten. Ausgehend davon würden die 
prognostizierten Auswirkungen, auch ohne konkrete Angaben zu den möglichen Standorten 
von Windkraftanlagen der neuen Generation, die erst durch die Aufhebung des VEP/VBP 
möglich werden, deutlich und können angemessen in der Abwägung berücksichtigt werden. 
Es ist darauf hinzuweisen, dass ausgehend von den tierökologischen Abstandskriterien 
(TAK), auch ohne Angaben zu konkreten Standorten von Windkraftanlagen, wegen der 
überschaubaren Größe des Plangebietes eine überschlägige Prognose für die Fauna 
möglich ist. 
Die Alternative zur Änderung des VBP, obwohl durchaus denkbar, wurde ohne Angabe von 
Gründen nicht betrachtet. 
Berücksichtigung 
Die Hinweise wurden berücksichtigt. Eine Bestandsaufnahme wurde dem Umweltbericht 
hinzugefügt. Außerdem wurden im Umweltbericht Prognosen zur Auswirkungen der 
Windkraftanlagen auf die Fauna ergänzt. Die Alternative zur Änderung des vBP/VEP wird 
nun ebenfalls im Umweltbericht berücksichtigt. 
Der angepasste Umweltbericht wurde der uNB nochmals zur Verfügung gestellt. Im 
Schreiben vom 05.07.2013 heißt es: 
„Mit der ergänzten Bestandsdarstellung und Alternativenbetrachtung wurde das 
Abwägungsmaterial zur Vorbereitung des Satzungsbeschlusses formal rechtskonform 
vervollständigt.“ 
 
 
Hinweis (Landkreis Uckermark) 
Die Überlassung der schwerpunktmäßigen, detaillierten Ermittlung bestimmter 
Umweltauswirkungen auf ein nachfolgendes Zulassungsverfahren ergibt sich aus der 
Abschichtungsregelung und ist zu akzeptieren. 
Berücksichtigung 
Der Hinweis wurde zur Kenntnis genommen. 
 
 
Hinweis (Landkreis Uckermark) 
Es ist erneut darauf hinzuweisen, dass im vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
grünordnerische Maßnahmen festgesetzt worden sind, die im Zusammenhang mit den 
baulichen Anlagen umgesetzt wurden. Die Maßnahmen sind derzeit noch rechtlich über die 
Festsetzungen des Bebauungsplans gesichert. Eine weitergehende Sicherung erfolgte zum 
damaligen Zeitpunkt erfahrungsgemäß nicht. Vielmehr wurde in der Genehmigung nur auf 
die Umsetzung der Festsetzungen des VBP verwiesen. Die Aussage in der Begründung zum 
Hinweis des Landkreises Uckermark, wonach die im rechtskräftigen VBP/VEP festgesetzten 
Kompensationsmaßnahmen bei den Anlagenzulassungen eingriffskonkret durch die 
zulassende Behörde festgesetzt wurden, entspricht nicht den Tatsachen. Obwohl für den 
Eingriffsverursacher und dessen Rechtsnachfolger die Erhaltungspflicht für die Dauer des 
Eingriffs besteht (§ 15 Abs. 4 BNatSchG), ist die tatsächliche rechtliche Sicherung mit der 
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Aufhebung des Planes nicht mehr gegeben. Vor diesem Hintergrund ist zu prüfen, ob mit der 
Aufhebung des Bebauungsplanes eine weitergehende Sicherung der Kompensations-
maßnahmen erforderlich wird. 
Berücksichtigung 
Im Zuge der Umsetzung des Vorhabens erfolgte in der Vergangenheit keine rechtliche 
Sicherung der Kompensationsmaßnahmen und den dazugehörigen Flächen. Die Maß-
nahmen sind lediglich durch textliche Festsetzung im rechtskräftigen vBP/VEP gesichert. 
Aus diesem Grund wird, auch nach der Aufhebung des vBP/VEP auf eine weitergehende 
Sicherung der Kompensationsmaßnahmen verzichtet. 
In Abstimmung mit der uNB wird in Kapitel 8 der Begründung und in den Umweltbericht 
folgender Hinweis aufgenommen: 
Die im Plangebiet bereits umgesetzten Kompensationsmaßnahmen sind im Sinne der 
Eingriffsregelung nach §§ 14 und 15 BNatSchG zu erhalten. Bei Beseitigung ist ein 
entsprechender Ausgleich zu erbringen. 
 
 
Hinweis (Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz) 
Mit der Aufhebung des Bebauungsplanes erfolgt keine planerische Nutzungssteuerung der 
Fläche durch die Kommune. 
Berücksichtigung 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Gründe für die erforderliche Aufhebung des Bebauungsplanes (VEP) wurden innerhalb 
der Begründung hinreichend erläutert. Ein sinnvolles Repowering ist innerhalb des 
Geltungsbereiches des bestehenden VEP aufgrund planungsrechtlicher Festsetzungen nicht 
möglich. Erst die Aufhebung der bereits festgesetzten Höhenbeschränkung führt zu einem 
energetisch sinnvollen Repowering.  
Eine Änderung des VEP wäre nicht im Sinne einer sozialgerechten Bodenordnung. Durch 
die Aufhebung des vBP/VEP ist eine freiere Entwicklung der Windkraftanlagen im 
Plangebiet, unter Wahrung der Chancengleichheit aller im Teilplan Wind befindlichen 
Grundstücke, gegeben. 
 
 
Hinweis (Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz) 
Den Ausführungen zur Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen wird unter 
Berücksichtigung des Detaillierungsgrades gefolgt. Im Genehmigungsverfahren für die nach 
BlmSchG genehmigungsbedürftigen Windkraftanlagen erfolgt eine Prüfung der schädlichen 
Umwelteinwirkungen. Die Entscheidung erfolgt im gebundenen Genehmigungsverfahren. 
Berücksichtigung 
Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Hinweis (Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz) 
Neben dem hydrologischen Landesmessnetz im Grund- und Oberflächenwasserbereich sind 
mögliche Erkundungspegel sowie lokale Beobachtungsmessstellen anderer Betreiber zu 
beachten. Der Standort und die Nutzungsart sind in diesem Fall zu berücksichtigen. 
Grundsätzlich ist jeder Eigentümer eines Grundstücks gemäß § 91 des Gesetzes zur 
Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz- WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBI. I 
Nr. 51 vom 06.08.2009 S. 2585) außerhalb von Trinkwasserschutzgebieten verpflichtet, die 
Errichtung und den Betrieb von Messanlagen sowie die Durchführung von Probebohrungen 
und Pumpversuchen zu dulden, soweit dies der Ermittlung gewässerkundlicher Grundlagen 
dient, die für die Gewässerbewirtschaftung erforderlich sind. 
Berücksichtigung 
Der Hinweis wurde bereits im Entwurf berücksichtigt und in Kapitel 9 der Begründung 
aufgenommen. 
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Hinweis (Gemeinsame Obere Luftfahrtbehörde Berlin-Brandenburg) 
Für die Errichtung von Windkraftanlagen, die eine Höhe von 100 m über Grund 
überschreiten, ist die luftrechtliche Zustimmung gemäß § 14 Abs. 1 LuftVG in jedem Falle 
zwingend erforderlich. Der zuständigen Luftfahrtbehörde sind die Planunterlagen im Rahmen 
der Genehmigungsverfahren für alle Windkraftanlagen vorzulegen. 
Der Vollständigkeit halber weist die Obere Luftfahrtbehörde bereits an dieser Stelle darauf 
hin, dass sich die Zustimmungs-/Genehmigungspflicht auch auf temporäre Hindernisse 
erstreckt. Das heißt, die Einsatzpläne von Kränen oder ähnlichen Baugeräten, die eine 
Maximalhöhe von 100 m über Grund überschreiten, sind bei der Luftfahrtbehörde 
entsprechend zur Prüfung und Genehmigung vorzulegen. 
Berücksichtigung 
Das Repowering bzw. die Errichtung neuer Windkraftanlagen sind nicht Bestandteil des 
Aufhebungsverfahrens. Im entsprechenden Genehmigungsverfahren nach BImSchG werden 
die erforderlichen Unterlagen für alle Windkraftanlagen eingereicht. Der Hinweis wurde 
jedoch bereits im Entwurf, im Hinblick auf zukünftige Planungen, in Kapitel 9 der Begründung 
aufgenommen. 
 
 
Hinweis (Gemeinsame Obere Luftfahrtbehörde Berlin-Brandenburg) 
Das Vorhabengebiet liegt ca. 6 km westlich des Hubschrauber-Sonderlandeplatzes 
Kreiskrankenhaus Prenzlau, außerhalb von Bauschutzbereichen ziviler Flugplätze sowie 
Segelflug- und Modelfluggeländen und Schutzbereichen von zivilen Flugsicherungsanlagen. 
Gemäß § 14 LuftVG darf die für die Baugenehmigung zuständige Behörde außerhalb von 
Bauschutzbereichen der Errichtung von Bauwerken, die eine Höhe von 100 m Metern über 
Erdoberfläche überschreiten, nur mit Zustimmung der Luftfahrtbehörden genehmigen.  
Gleiches gilt sinngemäß für Bäume, Freileitungen, Masten, dämme sowie für andere 
Anlagen und Geräte. Daher ist die Gemeinsame Obere Luftfahrtbehörde Berlin-Brandenburg 
in den weiteren Genehmigungsverfahren für die Windkraftanlagen zu beteiligen. 
Berücksichtigung 
Der Hinweis wurde bereits im Entwurf, im Hinblick auf zukünftige Planungen, in Kapitel 9 der 
Begründung aufgenommen. 
 
 
Hinweis (Landesbetrieb Straßenwesen NL Ost) 
Die Prüfung des eingereichten Entwurfes ergab, dass die Prüfhinweise des LS zum 
Vorentwurf beachtet wurden und gegen den Standort der Windkraftanlagen aus 
straßenplanerischer Sicht keine Bedenken bestehen. Der Begründung zum Verzicht eines 
verkehrlichen Erschließungskonzeptes wird zugestimmt. Sollten Änderungen zur 
verkehrlichen Erschließung, wie zusätzliche Zufahrten an Landesstraßen erforderlich 
werden, so bedarf diese gemäß § 24 BbgStrG, der Zustimmung durch die 
Straßenbaubehörde. Dem Entwurf zur Aufhebung des vBP/VEB "Windfeld Basedow II -
Weinberg" wird zugestimmt. 
Berücksichtigung 
Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Hinweis (Wasser- und Bodenverband Uckerseen) 
Der Wasser- und Bodenverband Uckerseen verweist bezüglich der Stellungnahme auf sein 
Schreiben vom 18.12.2012. 
Darin heißt es: 
„An der westlichen Grenze des räumlichen Geltungsbereiches verläuft ein verrohrtes 
Gewässer II. Ordnung mit der Bezeichnung 46.002. Der annähernde Verlauf des Gewässers 
ist im beigefügten Katasterauszug, Maßstab 1:15.000, dargestellt. Sollten in diesem Bereich 
Erschließungswege oder die Verlegung von Kabeltrassen geplant sein, bzw. dieses 
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Gewässer in irgendeiner anderen Form betroffen sein, so ist unser Verband erneut zu 
beteiligen.“ 
Berücksichtigung 
Durch die Aufhebung des rechtskräftigen vBP/VEP kommt es zu keinen Baumaßnahmen im 
Plangebiet. Der Hinweis wurde jedoch im Hinblick auf zukünftig potenziell durchgeführte 
Baumaßnahmen in Kapitel 9 der Begründung aufgenommen. 
 
 
Hinweis (Wehrbereichsverwaltung Ost) 
Die Stellungnahme der WBV Ost - IUW 4 vom 14. Februar 2013 - Az 45-60-00/BB-041(13) 
behält weiterhin Gültigkeit. 
Darin heißt es: 
„Gegen die Umsetzung der Planung gibt es keine Einwände, wenn die WKA mit ihren 
dämpfungs- und verschattungswirksamen Anteilen (Turm, Gondel, Rotorblattwurzel - etwa 
unteres Drittel des Rotorblatts) nicht höher gebaut werden als 206 m über Normalnull. 
Werden die WKA mit den dämpfungs- und verschattungswirksamen Anteilen höher gebaut, 
so ragen diese in den Erfassungsbereich des Radars der Luftverteidigungsanlage CÖLPIN 
hinein. 
Bei einer ungünstigen Anordnung der WKA in der Fläche kann es dann zu einer 
Überlagerung der einzelnen Störpotenziale der WKA kommen und somit zu einer 
Beeinträchtigung der Radarerfassung, da der Grenzwert der zulässigen 
Reichweitenminderung von 3,8 % überschritten wird. 
Dies gilt es in jedem Fall zu vermeiden, daher ist zwischen den WKA ein Separationsabstand 
im Seitenwinkel von mindestens 0,3° einzuhalten. Um mehrere WKA auf der Fläche 
anzuordnen, gibt es auch die Möglichkeit der engen Staffelung. Das bedeutet, dass zwei 
WKA auf einem Radial mit einem maximalen Abstand des 3-fachen Rotordurchmessers 
errichtet werden. Dies hat den Vorteil, dass das Störpotenzial der beiden WKA in der Summe 
unwesentlich größer ist als das einer einzelnen WKA.  
Als Referenz zur Ausrichtung der Radiale und zur Ausmessung der Separationsabstände im 
Seitenwinkel dient folgende geographische Koordinate (WGS84): 013°25'59.285" Ost, 
53°30'30.221" Nord.“ 
Berücksichtigung 
Die Aufhebung des vBP/VEP begründet keine Baumaßnahmen im Plangebiet. Der Hinweis 
wurde jedoch bereits im Entwurf, im Hinblick auf zukünftig potenziell durchgeführte 
Baumaßnahmen, in Kapitel 9 der Begründung aufgenommen. 
 
 
Hinweis (Wehrbereichsverwaltung Ost) 
Durch das Vorhaben wird kein Wald im Sinne des § 2 LWaldG Brandenburgs in Anspruch 
genommen. Bau- bzw. anlagenbedingte Wirkungen auf den Wald sind nicht zu erwarten. 
Hinweis: 
Im räumlichen Geltungsbereich des vBP/VEP ist die Waldfläche 6565 c0 mit einer Größe von 
0,53 ha einbezogen. Aufgrund der Entfernung von ca. 200 m von der WKA 6 zum Wald sind 
keine Auswirkungen zu erwarten. Seitens der unteren Forstbehörde bestehen gegenüber der 
Aufhebung des vBP/VEP "Windfeld Basedow II- Weinberg" keine Bedenken. 
Berücksichtigung 
Der Hinweis wurde zur Kenntnis genommen. 
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Folgende Hinweise wurden nicht berücksichtigt: 
 
- keine 
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2 Begründung der Planungsvariante 
 
Im Gebiet des vorliegenden VBP/VEP befinden sich derzeit 7 Windenergieanlagen des Typs 
Enercon E-44 mit einer installierten Leistung von 7 x 600 kW. Diese Windenergieanlagen 
wurden in den Jahren 2000, 2001 und 2002 errichtet und sind damit mittlerweile mehr als 
zehn Jahre alt. 
 
Auf Grund der weiterentwickelten Anlagentechnik, den Zielen der Landesregierung und den 
Bestimmungen des Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) ist ein Repowering von 
Windenergieanlagen in der Regel energetisch sinnvoll. Die Nennleistung derzeit gängiger 
Anlagentypen für Binnenlandstandorte beträgt 3 MW und mehr. Diese Windenergieanlagen 
besitzen Nabenhöhen von bis zu 149 m und Spitzenhöhen von bis zu 200 m über 
Geländeoberkante. Auf Grund der unter 2.1. festgesetzten Höhenbeschränkung des 
VBP/VEP konnten bisher nur Windenergieanlagen mit einer maximalen Nabenhöhe von 
65,2 m und einer maximalen Spitzenhöhe von 87,2 m über Oberkante Gelände errichtet 
werden. 
 
Ein sinnvolles Repowering ist daher an diesem Standort aufgrund planungsrechtlicher 
Festsetzungen nicht möglich. Erst die Aufhebung der bereits festgesetzten Höhen-
beschränkung führt zu einem energetisch sinnvollen Repowering. 
Mit der Aufhebung des VBP/VEP wird eine langfristige Lösung erreicht, die eine Errichtung 
von großen Anlagen für die Zukunft absichert. 
 
Durch die Aufhebung des VBP/VEP ist eine wesentlich freiere Entwicklung der 
Windkraftanlagen im Plangebiet gegeben unter Wahrung der Chancengleichheit aller im 
Teilplan Wind befindlichen Grundstücke. Unter Berücksichtigung der Flächenausweisungen 
von Eignungsgebieten für Windenergienutzung des wirksamen Teilplans „Windnutzung, 
Rohstoffsicherung und -gewinnung“, Uckermark-Barnim aus dem Jahr 2004, ist für die 
zukünftige Entwicklung des Plangebietes als Fläche zur Nutzung von Windenergie der 
Handlungsspielraum vorgegeben. 
 
Für einige Grundstücke im Plangebiet wurden Verträge bzw. Grunddienstbarkeiten 
geschlossen, die eine Übernahme von Abstandsflächen der WKA verhindern. Laufen diese 
Verträge zukünftig aus und werden nicht erneut geschlossen, ergeben sich zusätzliche 
Möglichkeiten für die Errichtung von unterschiedlichsten Anlagentypen im Plangebiet. 
Die Steuerung der Anlagenstandorte und Größen erfolgt dann ausschließlich über das 
durchzuführende Verfahren nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz. 
 
Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB haben die Gemeinden die Bauleitpläne aufzustellen, sobald und 
soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Diese 
städtebauliche Begründung ist hier nicht mehr gegeben, weshalb die Aufhebung des 
Bebauungsplanes durchgeführt wird. 
 
Im Landesentwicklungsprogramm wird die wachsende Bedeutung der ländlichen Räume für 
die Erzeugung regenerativer Energien betont. In diesem Zusammenhang formuliert § 2 Abs. 
3 des Landesentwicklungsprogramm (LEPRO 2007) als Grundsatz, dass in den ländlichen 
Räumen in Ergänzung zu den traditionellen auch neue Wirtschaftsfelder erschlossen und 
weiterentwickelt werden sollen. Insbesondere im Technologienbereich der Energien sollen 
dabei technologische Innovationen und daran anknüpfende Produktionspotenziale 
vorangetrieben werden. 
 
Das Plangebiet liegt gemäß Regionalplan Uckermark-Barnim, Teilplan Windnutzung, 
Rohstoffsicherung und -gewinnung innerhalb eines Eignungsgebietes Windnutzung. 
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Gemäß Ziel 1.1 (Regionalplan Uckermark-Barnim, Teilplan Windnutzung, Rohstoffsicherung 
und –gewinnung, 2004) ist zur Sicherung eines verstärkten Ausbaus der 
Windenergienutzung eine geordnete konzentrierte Errichtung von raumbedeutsamen 
Windenergieanlagen in dafür geeigneten Standortbereichen der Region zu gewährleisten. 
Raumbedeutsame Windenergieanlagen sind in den ausgewiesenen Eignungsgebieten 
Windnutzung zu lokalisieren. 
 
Dem Ziel wird entsprochen, da sich das Plangebiet zum größten Teil innerhalb eines 
Eignungsgebietes befindet. Alle bisher errichteten Anlagen befinden sich im Geltungsbereich 
des Teilplanes Wind 2004. 
 
Gemäß Grundsatz 1.2 (Regionalplan Uckermark-Barnim, Teilplan Windnutzung, 
Rohstoffsicherung und –gewinnung, 2004) sollen Windenergieanlagen in ihrem Gesamt-
erscheinungsbild für das Landschaftsbild in möglichst verträglicher Form und sowohl bei der 
Anordnung mehrerer Anlagenstandorte zueinander als auch bei der räumlichen Zuordnung 
der notwendigen Nebenanlagen in flächensparender Form errichtet werden. 
 
Dem Grundsatz wird entsprochen, da die bereits bestehenden Windkraftanlagen in einem 
Eignungsgebiet Windnutzung stehen und die Anlagenstandorte somit in räumlicher 
Zuordnung stehen. Wenn der VEP/VBP aufgehoben ist, werden neue Windkraftanlagen 
ebenfalls nur innerhalb der Eignungsgebiete Windnutzung und somit flächensparend und 
möglichst verträglich für das Landschaftsbild errichtet. 
 
Nach Abwägung der Stellungnahmen zur Beteiligung der Behörden, der Träger öffentlicher 
Belange, der Nachbargemeinden und der Bürger wurde die Planung in folgenden 
wesentlichen Punkten angepasst: 
 

1.  Übersichtsplan des Plangebietes wurde auf dem Plan ergänzt. 

2.  Die mittelbaren Auswirkungen durch die Planung auf das Schutzgut Fauna wurden im 
Umweltbericht ergänzt. 

3.  Im Umweltbericht wurde eine Bestandsaufnahme der unterschiedlichen Schutzgüter 
ergänzt. 

4. Im Umweltbericht wurde die Alternative der Änderung des rechtskräftigen vBP/VEP 
erläutert. 

 
 
 
 
Büro Knoblich Erkner, den 05.09.2013  
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